
Teppich-Edel-Handwäsche
nach persischer Tradition

Orientteppichhaus Burgdorf
Kornhausgasse 1, 3400 Burgdorf

Öffnungszeiten: Mo–Fr 10.00–18.30
Sa 10.00–16.00

Sonderaktion
auf allen Reparaturen und Teppichwäschen 25%

Teppich-Reparatur und -Restauration

vorher

nachher

diese Woche

– Fachgerechte
Bio-Handwäsche

– Chlorfreie Reinigung
ohne Farbverluste

– Imprägnierung und
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– Spezialreinigung bei
Mottenbefall

– Teppich-Reparatur durch langjährig
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– Fransen und Kanten werden erneuert

– Ungezieferschäden werden beseitigt

– Löcher, Risse und abgetretene Stellen werden mit
Originalmaterial neu geknüpft

– Beseitigung von Feuer-/Wasserschäden

KostenloserHol- und Bringservicebis 50 km

Telefon 034 424 05 48
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Schmelztiegel Klassenzimmer

Nach den Diskussionsthemen
habe gar nicht erst gesucht wer-
den müssen. Diese jungen Er-
wachsenen erfahren tagein, tag-
aus am eigenen Leib, welchen He-
rausforderungen sich die ganze
Gesellschaft heute zu stellen hat.
Schliesslich kommt in einer
Schulklasse ja auch alles zusam-
men: unterschiedliche Kulturen,
Religionen, Traditionen, Weltan-
schauungen – Träume.

Und es sind durchaus diskus-
sionsfreudige junge Menschen,
die hier im Bildungszentrum Em-
me in Burgdorf gerade ihr erstes
kaufmännisches Lehrjahr absol-
vieren. Nach einer kurzen Phase
jugendlichen Trotzes kommt die
Diskussion rasch in Gang. Sie
wird sogar ziemlich hitzig und
findet ihr Ende damit, dass Cé-
dric aus Schüpfen die Hand hebt,
aufgerufen wird und sagt: «Kön-
nen wir bitte, bitte das Thema
wechseln. Wir drehen uns im
Kreis.»

Zu viele Vorurteile
Es geht also um die Schweiz und
das Zusammenleben in diesem
Land. Ernad, 17-jährig, mit bos-
nischen Wurzeln, wünscht sich
mehr Aufgeschlossenheit und
greift damit gleich nach dem heis-

sen Eisen, das die Diskussion in
Fahrt bringt. In welcher Hinsicht
mehr Aufgeschlossenheit? «Im
Umgang mit Fremden. Mit . . ., wie
sagt man? Mit Flüchtlingen, Mig-
ranten.» Zu oft werde nur das
Schlechte betont, anstatt dass
man versuchen würde, sich in ih-
re Lage zu versetzen. 

Alissa aus Lyssach pflichtet
dem bei und plädiert für weniger

Vorurteile. Nicht nur Flüchtlin-
ge, auch Jugendliche allgemein
würden immer in den gleichen
Topf geworfen. In der Schweiz
mangle es grundsätzlich an ge-
genseitigem Respekt, findet Do-
nika aus Bern. Und sie meint da-
mit sowohl Ausländer, die hier-
herkämen und sich nicht richtig
integrierten, als auch Schweizer,
die immer gleich den Schmarot-
zer, den Problemmacher sähen.

Kopftuch ja, Burka nein
Sowieso herrsche hier eine Art
Mitläufertum, sagt Alissa. Sei die
Meinung einmal gemacht, sagten
plötzlich alle nur noch das Glei-
che. So, als gäbe es nur eine Wahr-
heit. Sie nennt das Beispiel von
Flüchtlingen mit Smartphones
und dass sich gewisse Schweizer
darüber aufregen würden. Dabei
hätten die ja keine Ahnung, wo-
her das Handy komme.

Hände schiessen in die Höhe,
Füsse scharren unter den Pulten.
Immer mehr Schüler wollen jetzt
ihre eigenen Erfahrungen teilen,
ob Schweizer oder eingewander-
te Schweizer. 

Aleyna aus Burgdorf erzählt
von ihren Cousinen, Muslimin-
nen, die schon lange eine Arbeit
suchten, wegen ihres Kopftuchs
aber keine fänden. Sie wünscht
sich mehr Offenheit in dieser
Hinsicht. Und auch Alissa sagt,
dass es genau solche Themen
seien, die in der Schweiz zu ernst
genommen würden. Sie wünscht
sich mehr Lockerheit im Umgang
damit, wie sich Menschen klei-
den. Die Klasse ist sich da einig,
macht aber dann doch einen
Unterschied zwischen dem Pri-
vaten und dem Öffentlichen.
Schliesslich gebe es in gewissen
Branchen Dresscodes, meint Er-
nad, in Banken etwa oder in Ho-

tels. Dort müsse man sich halt an-
passen. Ein Kopftuch, finden die
meisten, sollte trotzdem noch
drinliegen, eine Burka aber sei
dann doch zu viel. 

Egoismus und Kleinkrämerei
Sitten sind das eine, Haltungen
das andere. Hamida und Donika
finden, dass es in diesem Land
einen Unterschied mache, ob
eine Schweizerin oder eine Frau
mit Migrationshintergrund eine
Zigarette auf den Boden werfe.
«Ein Ausländer werde verurteilt,
ein Schweizer nicht», sagt Hami-
da aus Burgdorf.

Miguel widerspricht. Er findet
nicht, dass Schweizer etwas ge-
gen Ausländer hätten. Früher
hätten die Eltern einem das viel-
leicht noch eingeimpft. Er habe
selber einen Migrationshinter-
grund. Er spüre aber überhaupt
keine Fremdenfeindlichkeit.

Die Diskussion dreht sich wei-
ter und weiter. Plötzlich werden
die helvetische Kleinkrämerei
und der Egoismus in diesem Land
angeprangert. Die Schweiz
schaue zu oft nur zu sich, meint
Donika. Damit sind aber längst
nicht alle einverstanden. Die
Schweiz sei nun mal klein und
tue, was sie könne, sagt Nina. Ver-
änderungen brauchten Zeit. Die
Schweiz könnte mehr tun, gerade
für den Umweltschutz, findet
wiederum Dominic. 

So geht das wie beim Pingpong
hin und her, bis Nolan, der lang
still war, es nicht mehr aushält
und sagt: «Auf der ganzen Welt
schauen alle zuerst für sich», das
sei nun mal so und nicht typisch
Schweiz. Weitere Hände signali-
sieren dringliche Erwiderung.
Dann wird Cédric aufgerufen und
findet, ein Themenwechsel tue
not. Er hat recht.

Achtzig Minuten sind um.
Noch knappe zehn bleiben dafür,
ein wenig über ihre ersten Erfah-
rungen im Berufsleben zu reden.
Eine eigenartig erwachsene
Wertschätzung und Dankbarkeit
sind da zu vernehmen, ein Be-
wusstsein dafür, wie wertvoll
eine Ausbildung in der Schweiz
angesichts der chaotischen Welt
ist. 

Und gleichzeitig ist da ein
Drängen zu spüren, als könnten
es die jungen Erwachsenen kaum
erwarten, endlich am grossen
Ernst da draussen teilzuhaben –
und auch endlich, endlich keine
Hausaufgaben mehr machen zu
müssen.

Martin Burkhalter 

NACHWUCHS Sie sind erst 
gerade im Berufsleben an-
gekommen. Doch die Berufs-
schüler wissen um die Her-
ausforderungen der heutigen 
Gesellschaft. Sie reden über 
Religionen, Kulturen und 
Weltanschauungen. 

SERIE
Unsere Zukunft

Im ersten Lehrjahr der kaufmännischen Schule kommt eine engagierte Diskussion über unterschiedliche Weltanschauungen auf. Foto: Thomas Peter

SERIE Was für eine 
Schweiz wünschst du dir?
Junge Leute an der Schwelle 
des Berufslebens sagen, was 
für sie zählt und was sie sich 
wünschen. Heute in Burgdorf, 
im Bildungszentrum Emme, 
mit der Klasse von Matthias 
Noth, erstes Lehrjahr kauf-
männische Ausbildung. Die 
meisten Schülerinnen und 
Schüler wohnen im Emmen-
tal, einige kommen von weiter
her, etwa aus Biel oder Bern.  
Sie sind zwischen 16 und 
19 Jahre alt. Von den acht 
Jungen und zwölf Mädchen 
haben acht einen Migrations-
hintergrund: Sie stammen 
aus Bosnien Herzegowina, der
Türkei, Serbien und Portugal. 
Gut zwei Drittel der Klasse 
sehen in der kaufmännischen 
Lehre nur eine erste Grund-
ausbildung. Sie wollen etwa 
Arztsekretärin oder Polizist 
werden, in die Immobilien-
branche einsteigen, in der 
Personalabteilung oder im 
Tourismus arbeiten. Was die 
Traumberufe angeht, reicht 
das Spektrum von der Skileh-
rerin, Mitglied der Spezialein-
heit Enzian, einem politischen
Amt und Profifussballer bis zu 
– weniger spezifisch – einem 
beeindruckenden Beruf, den 
nicht jeder ausüben kann. 

Der Krieg der Roboter

Sie erkunden die Marsoberflä-
che, erforschen Zellkerne, ent-
schärfen Bomben. In Zukunft
werden Roboter noch mehr an
Bedeutung gewinnen. So be-
schäftigt sich in Burgdorf auch
die Generation von morgen mit
der Entwicklung solcher Maschi-
nen, deren Fähigkeiten in vieler-
lei Hinsicht jene der Menschen
übersteigen. Bereits zum sechs-
ten Mal wurde am Freitag der
Forscherpreis verliehen. 16 Schü-
lerinnen und Schüler nahmen in

vier Teams am Wettbewerb teil.
Gewonnen haben Silas Aschwan-
den, Ismael Bühlmann, Tim Jordi
und David Mitrovic. Sie haben
einen mit Ultraschall- und Licht-
sensor ausgestatteten Lego-Ro-
boter entwickelt, der sich selbst
steuert.

Der Forscherpreis ist ein An-
gebot der Begabungs- und Begab-
tenförderung der Volksschule
Burgdorf. Er richte sich nicht nur
an jene zwei Prozent, die als hoch
begabt gelten, sagt Projektleiter
Thomas Stuber. Sondern an alle,
die sich dafür interessieren wür-
den. Das Interesse nimmt zu.
«Heuer haben wir die maximale
Teilnehmerzahl von 12 auf 16 er-
höht», sagt Stuber. rsc

BURGDORF Roboter bauen ist 
kein Kinderspiel. Doch die 
Oberstufenschülerinnen und 
-schüler haben hochkomplexe 
Maschinen entwickelt.

Sie tüftelten an der Mobilität der Zukunft: Ismael Bühlmann,
Tim Jordi, Silas Aschwanden und David Mitrovic (von links). Foto: Olaf Nörrenberg

Ohne Wenn 
und Aber

Von einer Zitterpartie kann nicht
die Rede sein. Niemand ist heute
überrascht, dass die Stimmbevöl-
kerung mit 697 Ja- und bloss 162
Nein-Stimmen den Kredit für die
Sanierung des Lehrschwimm-
beckens deutlich genehmigt hat.

Schon an der Lützelflüher Ge-
meindeversammlung war der Te-
nor eindeutig: Das Becken wird
gebraucht. Deshalb lässt die eher
tiefe Beteiligung aufhorchen. Nur
gerade 27,3 Prozent der Stimm-
berechtigten sind an die Urne
gegangen. Das ist insofern über-
raschend, als die Schülerinnen
und Schüler bereits seit den 70er-
Jahren in diesem Becken
schwimmen lernten. Es gibt also
nur wenige Einwohner der Ge-
meinde, die es nicht selber schon
genutzt hätten.

Mit den nun bewilligten 1,1
Millionen Franken sollen etwa
Risse im Beton des Schwimm-
beckens saniert, der Hubboden
revidiert und die Wasseraufbe-
reitungsanlage, die Leitungssys-
teme sowie die Lüftungsanlage
ersetzt werden. mbu

LÜTZELFLÜH Die Bevölke-
rung sagt deutlich Ja zum 
Lernschwimmbecken. Es kann 
nun für 1,1 Millionen Franken 
erneuert werden.
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Klares Ja zur 
Turnhalle

Fast 1,3 Millionen Franken wird
die Projektierung einer Doppel-
turnhalle mit integrierter Tages-
schule, Aussenraumgestaltung
und Parkplätzen in der Dorfmatt
kosten. Das ist viel Geld allein für
die Planung eines Neubaus. Des-
sen sind sich auch die Bätterkin-
der Behörden bewusst. Doch mit
der gestrigen Urnenabstimmung
bestätigen die Stimmberechtig-
ten den eingeschlagenen Weg:
Mit 632 Ja- zu 227 Nein-Stimmen
nahmen sie den Projektierungs-
kredit deutlich an. Die Stimmbe-
teiligung lag bei 37,25 Prozent.

Die bestehende Turnhalle aus
dem Jahr 1964 weist bauliche und
sicherheitstechnische Mängel
auf und entspricht nicht mehr
den heutigen Bedürfnissen. Mar-
co Schneider, Präsident des
Turnvereins, sagte an einer In-
formationsveranstaltung: «In der
Region sind wir bezüglich Sport-
halleninfrastruktur klar im
Rückstand.» Geplant ist derzeit
eine Doppelturnhalle mit integ-
rierter Tagesschule. Aktuell ist
die Tagesschule in Bätterkinden
mit einem befristeten Vertrag im
geschlossenen Gasthof Bären
eingemietet. Das sei keine trag-
bare Lösung, erklärte Schulleiter
Urs Bill (wir berichteten).

Jetzt folgt ein Wettbewerb
Als nächsten Schritt wird der Ge-
meinderat nun einen Projekt-
wettbewerb ausschreiben. Aus-
gewählte Teams können einen
Vorschlag erarbeiten. Ein Preis-
gericht mit Behördenvertretern
und Fachleuten wird dann das
Siegerprojekt küren. Gemäss In-
formationen der Behörden dürf-
te der Wettbewerb etwa 285 000
Franken kosten. Für Honorare
und Baumanagement sind etwa
340 000 Franken vorgesehen. Es
ist zudem geplant, einen General-
planer zu suchen. Eine bereits be-
stehende Begleitgruppe wird den
Prozess bis zur Abstimmung über
den Baukredit weiterbegleiten.
Läuft alles planmässig, dürfte der
Souverän Mitte 2020 darüber
entscheiden. tg

BÄTTERKINDEN Die Gemein-
de kann den Neubau einer 
Doppelturnhalle planen. Die 
Stimmberechtigten sagten 
Ja zum Projektierungskredit.

Die Flüchtlinge bleiben im Dorf

Die Vorlage wurde deutlich ange-
nommen. 476 Stimmberechtigte
sprachen sich für den neuen
Mietvertrag mit der Stiftung
Heilsarmee Schweiz aus, 105
lehnten diesen an der Urne ab.
Die Stimmbeteiligung lag bei sehr
bescheidenen 23,32 Prozent.

Somit haben sich die Einwoh-
ner von Hasle erneut zur Asyl-
unterkunft bekannt, in der seit
Oktober 2014 Flüchtlinge unter-
gebracht werden. Bereits im Feb-
ruar 2016 hatten 77 Prozent der
Urnengänger für die Unterkunft
im Schulhaus votiert. Vors Volk
kam das Durchgangszentrum da-
mals wegen eines geänderten
Passus im Organisationsregle-
ment: Bei Mietverträgen für
gemeindeeigene Liegenschaften,

die einen jährlichen Mietzins von
mindestens 50 000 Franken ab-
werfen, hat in Hasle das Volk das
letzte Wort.

Kein Notstand mehr
Dass es dieses Wochenende er-
neut zu einer Abstimmung kam,
ist Folge eines Mieterwechsels
(wir berichteten). War bislang
das Amt für Personenstand und
Migration des Kantons Bern Ver-
tragspartner, ist nun die Heils-
armee Schweiz Mieterin der Lie-
genschaft. Sie betreibt die Unter-
kunft in Hasle seit deren Eröff-
nung. In Phasen mit grossem
Notstand, wie das 2014 wegen der
Flüchtlingswelle der Fall war, trat
der Kanton selbst als Mieter auf.
Da die Zahl der Flüchtlinge seit-
her stark abgenommen hat, kün-
digt der Kanton nun diese Miet-
verträge, sie werden neu mit den
Betreibern abgeschlossen.

Der neue Vertrag bringt Ände-
rungen mit sich. So wurde der

Mietzins von 25 000 Franken auf
rund 14  000 Franken monatlich
gesenkt. Der aktuelle Mietzins sei
weit über dem üblichen Betrag
für Kollektivunterkünfte gele-
gen, schreibt die Gemeinde in der
Abstimmungsbotschaft. Zudem
wurde die Zahl der maximalen
Belegung von 150 auf 120 Per-
sonen reduziert – ebenfalls eine
Folge davon, dass weniger
Flüchtlinge in die Schweiz
kommen.

Keine Angst mehr
Die überaus deutliche Zustim-
mung zum Mietvertrag hat die
Behörden von Hasle nicht über-
rascht. Nachdem sogar die Grup-
pe der Anwohner in einem
Schreiben zum Ausdruck ge-
bracht habe, dass sie die Vorlage
unterstützen würden, sei ein Ja-
Stimmen-Anteil von 70 bis 80
Prozent erwartet worden, sagte
Gemeindeschreiber Manfred
Arzner gestern auf Anfrage. «Die

Ängste, die vor zwei Jahren
herrschten, sind nicht mehr da»,
fasste er die Stimmung in der Ge-
meinde zusammen.

Weniger Entschädigung
Ebenfalls klar befürwortet wurde
an der Urne in Hasle die Teilrevi-
sion des Schülertransportregle-
ments. 481 Stimmende nahmen
sie an,  90 lehnten die Revision ab.
Seit 2014 finanziert die Gemein-
de nebst den Schulbussen auch
private Schülertransporte. 70
Rappen pro Kilometer sind vor-
gesehen. Anrecht darauf haben
Eltern von Unterstufenschülern
mit unzumutbar langem Weg,
welche die Schule Biembach,
Goldbach oder Hasle besuchen.
Bislang bekamen sie die Entschä-
digung für den ganzen Schulweg.
Das soll sich nun ändern. Neu sol-
len die Eltern dieses Entgelt nur
noch für den Weg zum nächsten
Sammelplatz des Schulbusses er-
halten. rsc/sgs

HASLE Die Stimmbürger ha-
ben sich erneut zur Asylunter-
kunft im Schulhaus Schafhau-
sen bekannt. 84 Prozent sag-
ten Ja zum neuen Mietvertrag.

Weiterhin können Flüchtlinge im ehemaligen Schulhaus Schafhausen wohnen und auch vom Pizzaofen Gebrauch machen. Foto: Thomas Peter

Trotzdem 
ein Ja 
zur Strasse

Anwohner hatten die Vorlage be-
kämpft. Aber der Verpflichtungs-
kredit von 1,7 Millionen Franken
für die Sanierung der Rumendin-
genstrasse Mitte wurde an der
Urne angenommen. 324 Ersiger
sagten Ja zum Projekt, 242
stimmten mit Nein. Die Stimm-
beteiligung lag bei 35,7 Prozent.

Ersigens Gemeindepräsident
Simon Werthmüller hatte damit
gerechnet, dass das Projekt keine
allzu deutliche Zustimmung er-
halten würde. Mit einem Ja-
Stimmen-Anteil von 57 Prozent
zeigte er sich gestern denn auch
zufrieden.

Das Vorhaben, die Rumendin-
genstrasse zu sanieren, ist zwar
nicht grundsätzlich bestritten,
denn es müssen Wasserleitungen
ersetzt werden. Dazu soll die
Fahrbahn verbreitert werden.
Dennoch gab es Kritik: Einige An-
wohner stören sich am geplanten
Gehweg entlang der Rumendin-
genstrasse. Von der Einmündung
Burgerweg bis zur Rudswilstrasse
soll ein Trottoir mit einer Breite
von 1,2 Metern erstellt werden.

Jetzt geht es an die Details
Anwohner sind der Meinung, den
Gehweg brauche es nicht. Alan
Hirschi, der mit seiner Familie an
der Rumendingenstrasse wohnt,
postete auf Facebook: «Nein zum
unnötigen Trottoir in der Ge-
meinde Ersigen». Auch andere
Bürger äusserten ihre Bedenken,
ob es an der übersichtlichen Stel-
le wirklich ein Trottoir brauche.

Gemeinderatspräsident Simon
Werthmüller (SVP) aber hatte im
Vorfeld des Urnengangs gegen-
über dieser Zeitung erklärt: Das
Projekt befinde sich erst in der
Grobplanung. «Die Feinplanung
der Strassensanierung nehmen
wir erst nach der Abstimmung in
Angriff.» Es werde noch im Detail
angeschaut, ob ein Trottoir über-
haupt möglich sei und ob es dort
Sinn mache, wo es jetzt vorge-
sehen sei, so Werthmüller.

Alan Hirschi versicherte letzte
Woche, dass er auch damit leben
könne, wenn die Sanierung an-
genommen werde. «Ich sehe
mich nicht als Verlierer.» tg/sgs

ERSIGEN Die Opposition 
war deutlich. Doch 57 Prozent 
der Stimmberechtigten 
hiessen die Sanierung der 
Rumendingenstrasse gut.

Unfall beim 
Mähen

Es war am Freitag kurz nach 16.45
Uhr, als bei der Kantonspolizei
ein Arbeitsunfall in Wasen ge-
meldet wurde. Nach aktuellen
Erkenntnissen war ein Mann da-
bei, in abschüssigem Gelände mit
einem Motormäher mit Heurau-
pe Arbeiten zu verrichten. Dabei
geriet er unter das Fahrzeug und
wurde eingeklemmt. Bis zum
Eintreffen der aufgebotenen Ret-
tungskräfte wurde der Verunfall-
te durch einen First Responder
und weitere Drittpersonen be-
treut. Doch trotz der eingeleite-
ten Rettungsmassnahmen konn-
te nicht verhindert werden, dass
der Mann noch auf der Unfallstel-
le verstarb. Es handelt sich um
einen 75-Jährigen aus dem Kan-
ton Bern. Die Polizei wird den ge-
nauen Unfallhergang nun unter-
suchen. pd

WASEN Ein 75-Jähriger ver-
starb noch auf der Unfallstelle.
Er war in abschüssigem Gelän-
de unter einen Motormäher 
mit Heuraupe geraten.

SVP stellt Fragen zur Vergabepolitik

Das Problem ist bekannt: Planer,
Architekten, Ingenieure und
Bauunternehmer arbeiten und
leben in Burgdorf, beschäftigen
Arbeitnehmer, die allesamt hier
Steuern bezahlen. Doch wenn die
Stadt Aufträge vergibt, kommen
längst nicht immer sie zum
Handkuss, sondern ebenso Aus-
wärtige. Besonders heiss disku-
tiert wird das Thema, wenn die
Stadt Aufträge freihändig vergibt.
Will heissen: Ist der Auftragswert
nicht so hoch, dass eine öffentli-
che Ausschreibung durchgeführt
werden muss, kann der Gemein-
derat eine Arbeit nach eigenem
Gutdünken an einen Unterneh-
mer vergeben.

Dieses Thema brennt der SVP-
Fraktion im Burgdorfer Stadtrat
offenbar dermassen unter den
Nägeln, dass sie eine Interpella-
tion einreichte. Die Partei will
wissen, wie die Sachlage ist, und
stellt deshalb die Frage: Existie-
ren schriftlich festgehaltene
Richtlinien, welche sicherstellen,

dass bei der Evaluationsphase al-
le in Burgdorf ansässigen Firmen,
unabhängig von der politischen
Einstellung der Inhaber, nach
objektiven Gesichtspunkten be-
rücksichtigt werden? «Es existie-
ren keine schriftlichen Richtli-
nien für die freihändige Vergabe
von Aufträgen», hält der Gemein-
derat in seiner Antwort auf die
Interpellation fest. Bei Aufträgen
von weniger als 50 000 Franken
werde eine langjährige Praxis
angewandt. In der Regel würden
solche Aufträge an ortsansässige
Firmen oder Unternehmen aus
der Region vergeben. Bei den
städtischen Liegenschaften wer-
de möglichst mit jeweils densel-
ben ortsansässigen Firmen zu-
sammengearbeitet. Gebe es meh-
rere Anbieter, würden diese auf
die Liegenschaften aufgeteilt.
Sporadisch werde auch eine Kon-
kurrenzofferte eingeholt, «um
sicherzustellen, dass das einge-
reichte Angebot eines Anbieters
konkurrenzfähig ist». Sollte der

Auftragswert die Grenze von
50 000 Franken überschreiten,
würden in der Regel zwei bis
drei Offerten einverlangt, erklärt
die Exekutive und ergänzt,
«wenn möglich bei ortsansässi-
gen Firmen».

Spielt die Partei keine Rolle?
Keine Stellung nimmt der Burg-
dorfer Gemeinderat zur Frage
der SVP, ob bei der Auftragsverga-
be allein aufgrund von Fakten
entschieden werde oder ob auch
die politische Gesinnung eines
Offertstellers eine Rolle spiele.

Von neuen Richtlinien, die dem
offensichtlichen Unbehagen der
SVP-Fraktion Rechnung tragen
würden, will die Stadtführung
nichts wissen. Dies, weil sich die
Praxis bewährt habe. Folglich ge-
be es auch keinen Grund, neue
Richtlinien zu erlassen.

Ob sich die Interpellantin mit
der gemeinderätlichen Antwort
zufriedengibt, sei noch nicht ent-
schieden, sagte SVP-Fraktions-
chef Daniel Beck auf Anfrage.
Doch selbst wenn sich die Partei
an der Stadtratssitzung vom
18. Juni von der Antwort nicht be-
friedigt zeigen sollte, hätte dies
keine Auswirkung auf die aktuel-
le Praxis. Denn eine Interpella-
tion ist lediglich eine parlamen-
tarische Anfrage.

Die verschiedenen Verfahren
Grundsätzlich gibt der Gemein-
derat zu bedenken, dass bei der
Vergabe von Aufträgen das kan-
tonale Submissionsrecht einge-
halten werden müsse. Zu den ein-
zelnen Vorgehensweisen hält die
Verordnung über das öffentliche
Beschaffungswesen fest:
• Das freihändige Verfahren ist
nur bei geringen Auftragswerten

oder bei fehlendem Wettbewerb
möglich. Die Vergabe erfolgt frei
und ohne formelles Verfahren.
• Das Einladungsverfahren ist
nur bei mittleren Auftragswerten
möglich. Mindestens drei Anbie-
ter werden zur Offertabgabe ein-
geladen. Den Zuschlag erhält, wer
die vorher bekannt gegebenen
Kriterien am besten erfüllt.
• Das offene Verfahren ist bei
jedem Auftragswert möglich. Es
verläuft wie das Einladungsver-
fahren, aber der Auftrag wird öf-
fentlich ausgeschrieben, und je-
der kann ein Angebot einreichen.
• Das selektive Verfahren ist bei
jedem Auftragswert möglich. Es
verläuft wie das offene Verfahren,
aber die Vergabestelle wählt in
einem Zwischenschritt die geeig-
netsten Anbieter aus und lässt
nur diese zur Angebotsabgabe zu.

Letztlich negiert der Gemein-
derat von Burgdorf aber nicht,
dass die Vergabe von Aufträgen
zu Unzufriedenheit führen kön-
ne. Wenn aus wirtschaftlichen
Gründen das günstigste Angebot
berücksichtigt werde, könne dies
dazu führen, «dass in Burgdorf
ansässige Firmen nicht zum Zug
kommen». Urs Egli

BURGDORF Läuft da alles korrekt, wenn der Gemeinderat 
kleinere Aufträge an Firmen vergibt? Dies will die SVP-Stadt-
ratsfraktion wissen. Die Exekutive sieht keinen Grund, an 
der aktuellen Praxis etwas zu ändern.

«Wenn aus wirt-
schaftlichen Grün-
den das günstigste 
Angebot berück-
sichtigt wird, kann 
es sein, dass in 
Burgdorf ansässige 
Firmen nicht zum 
Zug kommen.»

Gemeinderat Burgdorf 
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